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Einleitung 

„Gott erschuf  das Menschengeschlecht/die Menschen als sein Bild, als Bild Gottes 
erschuf  er sie. Männlich und weiblich erschuf  er sie” (Gen 1,27). Alle Menschen sind nach 
Gottes Abbild als frei und verantwortlich Handelnde geschaffen; Sie haben die gleiche 
Natur und den gleichen Ursprung, wurden von Christus befreit und genießen dieselbe 
göttliche Berufung und Bestimmung. Aus diesem Grund sind alle Menschen gleich und 
besitzen eine unveräußerliche Würde und Menschenrechte (Gaudium et Spes §29). 

Als vernunftbegabt und verantwortlich Handelnde sind alle Menschen zur Freiheit 
berufen. Christus zu folgen, bedeutet, in Freiheit zu leben. „Wo aber der Geist des Herrn 
ist, da ist Freiheit” (2. Kor 3,17). Und: „Zur Freiheit hat uns Christus befreit. Steht daher 
fest und lasst euch nicht wieder ein Joch der Knechtschaft auflegen! […] Denn ihr seid 
zur Freiheit berufen, Brüder und Schwestern” (Gal 5,1.13). 

Christliche Freiheit besteht zusammengefasst darin „seinen Nächsten wie sich selbst zu 
lieben und ihm zu dienen” (Mt 19,19). Durch sein Leben und Lehren hat Christus 
offenbart, dass Gott Liebe ist, und alle, die Liebe kennen, Gott kennen (1 Joh 4,16). 

Jesu größtes Gebot, Gott mit ganzem Herzen, Verstand und Kraft zu lieben, und seinen 
Nächsten wie sich selbst (Mk 12,30-31, vgl. Mt 7,12; s. Deut 6,5; Lev 19,18), war im 
Zentrum seiner Predigten von der Frohen Botschaft des kommenden Reiches Gottes in 
der Geschichte, das Gerechtigkeit und Frieden für alle Menschen und Befreiung für die 
Unterdrückten (Lk 4,14-21, auch 1,52-53) bringt. Es ist ebenso im Zentrum von Jesu 
Beharren auf  der Wichtigkeit, für die Geringsten in der Gesellschaft zu sorgen: „Amen, 
ich sage euch: Was ihr für eines meiner geringsten Geschwistergetan habt, das habt ihr mir 
getan” (Mt 25,40). 

Das oberste Gebot Jesu war ein Aufruf  zur Umkehr. Sein vertraulicher,  persönlicher 
Charakter hatte auch institutionelle Konsequenzen: Insbesondere lehrte Jesus, dass 
diejenigen mit Machtbefugnis  denjenigen, die sie führen, dienen, ohne sie zu 
„beherrschen”: „Ihr wisst, dass die heidnischen Herrscher ihre Völker unterdrücken und 
deren hohe Beamten ihre Macht gegen die Völker gebrauchen. Bei euch soll es nicht so 
sein, sondern wer bei euch groß sein will, der soll euer Diener/eure Dienerin sein, und 
wer bei euch der/die Erste sein will, soll euch Sklave/Sklavin sein. Wie der Menschensohn 
nicht gekommen ist, um sich dienen zu lassen, sondern um zu dienen und sein Leben 
hinzugeben als Lösegeld für viele” (Mt 20,25-28; vgl. 1. Petr 5,3). 

Der fundamentale Unterschied zwischen Befehlsgewalt als „Beherrschen” und 
Befehlsgewalt als Dienst ist, dass erstere auf  Zwang und Gewalt beruht, während letztere 
nur dann wirklich ein Dienst sein kann, wenn sie ausfreien Stücken angeboten und 
freiwillig akzeptiert wird: Dies ist dann der Fall, wenn sie auf  Zustimmung beruht. 

Das Prinzip der Subsidiarität ist ein eher technischer Ausdruck  für Jesu Beharren darauf, 
dass Befehlsgewalt „Dienst” sein soll: Es bestätigt, dass jede Entscheidungsebene in der 
Kirche ein unveräußerliches Recht und auch die Pflicht hat, zu bestimmen, welche 
Entscheidungen und Handlungen in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen, und welche 



stattdessen an eine höhere Ebene delegiert werden oder besser noch in Kooperation mit 
dieser durchgeführt werden sollten. 

Dies schließt ferner ein, dass jede höhere Ebene nur die Entscheidungen und Handlungen 
durchführt, welche eine tiefere Ebene freiwillig an sie delegiert, und dass höhere Ebenen 
tieferen Ebenen ohne deren Einverständnis keine Beschränkungen in Bezug auf  
Handlungen und Entscheidungen auferlegen. 

Dann ist aus dem Blickwinkelder Subsidiarität Entscheidungsgewalt ein Dienst: Der 
befähigende Dienst, niedereren Ebenen zu helfen, durch frei gewählte Kooperation  das 
zu erreichen, wozu sie alleine nicht fähig wären. 

Zum fundamentalen Prinzip Jesu, dass Entscheidungsgewalt ein Dienst sein muss (und 
daher aus freien Stückenangeboten und freiwillig akzeptiert werden muss), fügte der 
Apostel Paulus einige weitere hinzu, darunter: 

• Alle sind in Christus grundsätzlich gleich (Gal 3,28); 

• Alle sollten „gleichermaßen füreinander sorgen” (1 Kor 12,25); 

• Alle sind berufen, ihre unterschiedlichen Fähigkeiten und gottgegebenen 
Begabungen zum allgemeinen Wohl beizutragen (1 Kor 12,7); 

• Niemand kann die vielen verschiedenen Dienste in der Kirche selbst ausüben: 
stattdessen sollte es eine Arbeitsteilung geben (1 Kor 12,29). 

Kirchenstrukturen können entweder der menschlichen und spirituellen Entwicklung der 
Christen helfen oder sie behindern, je nachdem, ob sie sich an obengenannte Grundsätze 
und an biblische Einblicke in die menschliche Natur halten oder nicht, und speziell daran, 
dass „Christus uns zur Freiheit  befreit hat” (Gal 5,1). 

Eine Kirche, deren Organisationsstruktur obengenannte Grundsätze beinhaltet, erlaubt 
ihren Mitgliedern, weit besser als eine Kirche, die als societas inaequalis („ungleiche 
Gesellschaft”), wo eine Priesterkaste exklusiv die Gemeinschaft regieren und führen kann, 
sowohl menschlich als auch als Jünger:innen Christi zu blühen. Dies würde der Kirche 
institutionellen Ausdruck als eine Nachfolgegemeinschaft von Ebenbürtigen geben. 

Im Gegensatz dazu behindert eine christliche Gemeinschaft, deren Organisationsstruktur 
Führungskräften erlaubt oder gar von ihnen verlangt, die grundsätzliche Gleichheit und 
Freiheit ihrer Mitglieder nicht zu respektieren, sowohl die Führungskräfte selbst, die Mühe 
hätten, dem Auftrag Jesu zu folgen, Entscheidungsgewalt als Dienst auszuüben, als auch 
die übrigen Kirchenmitglieder, deren Würde, Freiheit und Talente unterdrückt würden. 
Sie hinderte ihre Mitglieder daran, vollständig in der Lage zu sein, vom Leben des Geistes 
in ihnen zu profitieren, Jesu Höchstem Gebot zu folgen, und effektiv an Gottes Reich der 
Gleichheit, Gerechtigkeit und Freiheit für die Unterdrücken mitzuarbeiten. 

Die historische Erfahrung zeigt die Wichtigkeit eines rechtlichen Rahmens, um diese 
grundlegenden Prinzipien, die die radikale Gleichheit aller die „sich mit Christus bekleidet 
haben” (Gal 3,27-28) untermauern, zu systematisieren. 

Durch das 2. Vatikanum inspiriert, initiierte Papst Paul VI. die Arbeit an einem Lex Ecclesiae 
Fundamentalis („Grundgesetz der Kirche”), einer Verfassung, welche das gesamte 
kanonische Recht in der katholischen Kirche untermauert hätte, aber diese Bemühung 



endete 1981, als Johannes Paul II. entschied, die bereits fertiggestellte Verfassung 
zurückzustellen. 

Das Folgende ist eine vorgeschlagene Verfassung für eine Vision von Kirche, die die 
Freiheit der Gläubigen garantiert, im Einklang mit dem Gewissen in der kirchlichen 
Gemeinschaft zu leben und effektiv zu dienen. Sie empfiehlt einen Weg, wie Anregungen 
zur Kirchenreform in ein kohärentes und pragmatisches Ganzes zusammengefügt werden 
können, das ebenfalls mit biblischen Studien, theologischen Forschungen und 
ökumenischen Dialogen vereinbar ist. Sie nimmt Anleihen an verschiedenen katholischen, 
christlichen und säkularen Quellen; die wichtigsten sind  hier  aufgelistet (dasselbe 
Dokument beinhaltet auch die Mitgliederliste der interdisziplinären Arbeitsgruppe von 
Wissenschaftlern, die ihren Beitrag zur Verfassung selbst geleistet haben, ebenso wie die 
aktuelle Unterzeichnerliste von Wissenschaftlern). 

Die Verfassung wird von einer Liste von sieben „Prinzipien für eine neue 
Kirchenverfassung” eingeleitet, für die sie jeweils einen rechtlichen Ausdruck anbietet. Sie 
stammen von der „Initiative für eine neue Kirchenverfassung” (Batschuns, Österreich, 
Juni 2010) von Wir Sind Kirche („We Are Church”), und dem Bristol Text (September 2021) 
von der Root & Branch Synode (England). 

Letzten Endes könnten die juristische Sprache und der ausschließliche Fokus der 
Verfassung auf  kirchliche Beziehungen den Eindruck erwecken, dass sie die göttliche 
Berufung und Bestimmung des Menschen und die spirituelle Dimension seiner Beziehung 
zuGott vergisst. 

Dies entspricht nicht den Tatsachen. Wie bereits erwähnt, können Kirchenstrukturen an 
sich diese spirituelle Dimension entweder erleichtern oder konterkarieren, abhängig davon, 
ob sie die gottgegebene Freiheit der Christen unterstützen oder nicht. 

Außerdem sind die Auslegung und Ermittlung des Auftrags Jesu und die Sendung und der 
Zweck einer Kirche in einer bestimmten Zeit und an einem bestimmten Ort die 
Verantwortung jeder nachfolgenden Generation von Christen: Die Verfassung vermeidet 
es mit Absicht, darauf  eine detaillierte, eindeutige Antwort zu geben, und konzentriert 
sich stattdessen darauf, die strukturellen Verfahrensweisen darzustellen, die für die 
ordentliche Anwendung der christlichen Freiheit in der Ausübung dieses 
Urteilsvermögens benötigt werden. 

Grundsätze einer neuen Kirchenverfassung 

1. Gleichheit: Alle getauften Christinnen und Christen sind gleich an Würde und vor 
dem kanonischen Recht, und genießen die gleichen grundlegenden Rechte in der 
Kirche, ohne Unterschied bezüglich Rasse, Geschlecht, sexuelle Orientierung, 
Familienstand und wirtschaftlichen oder sozialen Umständen. 

2. Mitverantwortung: Kraft der gemeinsamen Taufe trägt jede Christin und jeder 
Christ Verantwortung für die ganze Gemeinschaft.  Mit dieser Verantwortung 
kommt das Recht, an Entscheidungsfindungen teilzunehmen. Alle erwachsenen 
Katholik:innen haben das grundlegende Recht, an allen Entscheidungen betreffend 
Lehre, Werte, Handlungen und weitere Themen bezüglich dem Gemeinwohl ihrer 
Gemeinschaft teilzunehmen und abzustimmen. 

https://drive.google.com/file/d/1eyG-XTjaqLBG4ovrTRO1dD2yZfFzenFs/view
https://www.rootandbranchsynod.org/the-bristol-text


3. Repräsentanz: „Was alle betrifft, soll auch von allen diskutiert und gebilligt werden.” 
Alle Katholik:innen müssen demokratisch in leitenden und Entscheidungen 
treffenden Gremien repräsentiert werden. Entscheidungen werden durch offenen 
und respektvollen Dialog vorbereitet, um breite Einmütigkeit zu erzielen., dieauch 
Minderheiten einschließt. 

4. Teilhabe: Jeder erwachsene Katholik und jede erwachsene Katholikin hat, 
ungeachtet von Rasse, Geschlecht, sexueller Orientierung, Familienstand und 
wirtschaftlichen oder sozialen Umständen, das aktive und passive Wahlrecht zu 
jedem kirchlichen Dienst. „Wer allen vorstehen soll, soll von allen gewählt werden.” 
Legitime Autoritäten in der Kirche müssen auf  dem Einverständnis der Menschen 
beruhen. Um Mitverantwortung zu gewährleisten, hat die Kirchengemeinschaft das 
Recht, ihre Führungskräfte zu wählen. 

5. Rechenschaftspflicht: Alle Führungskräfte sollen der kirchlichen Gemeinschaft 
regelmäßig über ihre Arbeit berichten, einschließlich der Vorlage unabhängig 
geprüfter Finanzberichte. Führungskräfte auf  allen Ebenen der Kirche werden für 
eine begrenzte Amtszeit gewählt. Im Falle schwerwiegender Verletzungen 
christlicher Grundsätze und Gesetze, kann ein geeignetes Kirchengericht die 
Amtsenthebung anordnen. 

6. Subsidiarität: Jede Entscheidungsebene in der Kirche soll ein unveräußerliches 
Recht und auch die Pflicht haben, zu bestimmen, welche Entscheidungen und 
Handlungen in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen, und welche stattdessen an eine 
höhere Ebene delegiert werden sollten oder besser in Zusammenarbeit mit selbiger 
durchgeführt werden können. Umgekehrt soll jede höhere Ebene nur die 
Entscheidungen und Handlungen durchführen, welche eine tiefere Ebene freiwillig 
an sie delegiert, und tieferen Ebenen ohne deren Einverständnis keine 
Beschränkungen in Bezug auf  Handlungen und Entscheidungen auferlegen. 

7. Gewaltenteilung: Legislative (Gesetzgebende Gewalt), Exekutive (vollziehende 
Gewalt) und Judikative (rechtsprechende Gewalt) müssen in der Kirche getrennt sein. 
Auf  allen Ebenen oberhalb der Pfarrei werden Gerichtshöfe eingerichtet, deren 
Entscheidungen unabhängig von den Führungsämtern sein werden. Dies wird faire 
Gerichtsprozesse gewährleisten. 

Eine neue Verfassung der katholischen Kirche muss die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte vollständig einbeziehen: „So wird also jeder Theorie oder Praxis das 
Fundament entzogen, die zwischen Mensch und Mensch, zwischen Volk und Volk 
bezüglich der Menschenwürde und der daraus fließenden Rechte einen Unterschied macht” 
(Nostra ætate §5). 



 

ABSCHNITT I. Wesen und Zweck der Kirche 

 

1. Die katholische Kirche (im Nachfolgenden „die Kirche”) ist eine Gemeinschaft von 
Kirchen, verbunden durch einen gemeinsamen Glauben, gemeinsamen Auftrag und 
eine historische Beziehung der Gemeinschaft mit dem Heiligen Stuhl in Rom. Sie ist 
zusammen mit anderen christlichen Kirchen Teil der einen, heiligen, katholischen 
und apostolischen Kirche. 

2. Die Quellen des gemeinsamen Glaubens der katholischen Kirche sind die Bibel und 
die Tradition, in welcher die Bibel von der gesamten Gemeinschaft empfangen, 
bewahrt, interpretiert und weitergegeben wird. Zusammen umfassen Bibel und 
Tradition das „Glaubensgut”. 

3. Der Auftrag der katholischen Kirche, in der Bibel begründet, beinhaltet folgende 
Verantwortung: 

 Die Erfüllung des höchsten Gebotes zu fördern, Gott von ganzem Herzen und 
mit ganzer Seele, mit aller Kraft und mit allem Verstandzu lieben, und seine 
Nächsten wie sich selbst; 

 Das Glaubensgut im Licht der Zeichen der Zeit und der unterschiedlichen 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verhältnisse in denen die Kirche 
arbeitet, zu interpretieren, zu erklären und zu verkünden; 

 Die Mitwirkung am Anbruch von Gottes Reich der Gerechtigkeit und des 
Friedens durch Überwinden der ihm entgegenstehenden physischen, 
psychologischen, ökonomischen, sozialen, kulturellen und umweltbedingten 
Hindernisse , und so zu ganzheitlicher menschlicher Entwicklung und 
Befreiung beizutragen, was die Förderung der Würde und grundlegenden 
Menschenrechte aller Menschen einschließt. 

4. Die gesamte katholische Kirche ist für die Erfüllung ihres Auftrags verantwortlich. 
Die gesamte katholische Kirche ist außerdem  Botin und Hüterin des Glaubensgutes. 
Sie hat das Recht, es zu interpretieren, sein Verständnis zu vertiefen und die Grenzen 
zulässiger theologischer Meinungen zu bestimmen. 

Die Zugehörigkeit zur katholischen Kirche 

5. Aufgrund von Gewissens- und Religionsfreiheit müssen der Erwerb und die Aufgabe 
der juristischen Mitgliedschaft in der katholischen Kirche, was die Übernahme 
kirchlicher Rechte und Pflichten beinhaltet, Ergebnis einer freien Entscheidung sein. 

Solch eine Entscheidung kann nur von Erwachsenen mit ausreichendem Gebrauch 
von Vernunft getroffen werden, sie soll einen formellen öffentlichen Ausdruck 
haben und alle juristischen Rechte und alle Verantwortung der Kirchenmitgliedschaft 
übertragen. 



Jeder und jede, der/die ordnungsgemäß vorbereitet wurde, hat ein Recht, die 
Mitgliedschaft in der katholischen Kirche zu erwerben. Die katholische Kirche hat 
eine Pflicht, ordentlich vorbereiteten Menschen, die freiwillig auf  die Kirche 
zukommen mit dem Wunsch, Katholiken zu werden, diese Mitgliedschaft zu 
gewähren. 

Jeder und jede katholische Gläubige hat ein Recht, freiwillig die katholische Kirche 
zu verlassen, einschließlich dem Recht, sich anderen Kirchen anzuschließen, und 
dadurch  Rechte und Verpflichtungen als Mitglieder der bisherigen Kirche 
aufzugeben. Menschen, die die katholische Kirche verlassen, haben ein Recht auf  
Entfernung ihres Namens und ihrer persönlichen Daten aus den Kirchenregistern. 

Die geistliche Mitgliedschaft in der einen, heiligen, katholischen und apostolischen 
Kirche als Gemeinschaft der Gnade wird durch das Sakrament der Taufe erworben, 
sei es durch den tatsächlichen Empfang desselben oder durch den Wunsch. Durch 
die Taufe werden die Menschen als Kinder Gottes neu geboren und, mit Christus 
durch ein unauslöschliches Wesensmerkmal verbunden, aufgenommen in die eine, 
heilige, katholische und apostolische Kirche. 

Die Taufe gewährt die wesentlichen spirituellen Gaben und Rechte durch die Taufe, 
bindet aber die getaufte Person nicht an die rechtlichen Verantwortlichkeiten und 
Pflichten der Mitgliedschaft in der katholischen Kirche, bis sie, wenn sie den 
ausreichenden Gebrauch der Vernunft erreicht hat, ihnen frei, formell und öffentlich 
zustimmt. 

Die Taufe kann nicht nur frei zustimmenden und ordentlich vorbereiteten 
Erwachsenen gültig gespendet werden, sondern auch Minderjährigen, die das Alter 
der vernünftigen Entscheidung noch nicht erreicht haben, und Personen, die nicht 
verantwortlich für sich selbst sind (non sui compos). 



 

ABSCHNITT II. Rechte der Katholik:innen 

6. Alle menschlichen Wesen wurden als Gottes Ebenbild als frei und verantwortlich 
Handelnde geschaffen; Sie haben dieselbe Natur und denselben Ursprung, wurden 
von Christus befreit und genießen dieselbe göttliche Berufung und Bestimmung. Aus 
diesem Grund sind alle Menschen gleich an Würde und besitzen die selben 
unveräußerlichen Menschenrechte. 

Kraft ihrer grundlegenden Menschenwürde, grundsätzlichen Gleichheit und 
gemeinsamen Taufe besitzen alle katholischen Gläubigen innerhalb der Kirche 
sowohl grundlegende Menschenrechte als auch Rechte durch die Taufe, die in den 
Regeln dieses Kapitels aufgelistet sind. 

In Bezug auf  beide Arten von Rechten muss jede Art der Diskriminierung, sei es 
aufgrundrund von Rasse, ethnischer Herkunft, Stammeszugehörigkeit oder 
nationaler Abstammung, Familienstand, Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Behinderung, Alter, Religion, wirtschaftlicher oder sozialer Lage überwunden und 
ausgemerzt werden, da sie Gottes Absicht entgegen steht. 

Die Kirche hat die Verantwortung, die Hindernisse zu beseitigen – seien sie 
wirtschaftlicher, sozialer oder kultureller Art – die, indem sie die Freiheit und 
Gleichheit aller ihrer Mitglieder begrenz, deren volle menschliche und christliche 
Entfaltung, die Ausübung ihrer grundlegenden Menschenrechte und Rechte durch 
die Taufe und die effektive Teilhabe an der Leitung und am Auftrag der Kirche 
behindern. 

7. Alle Menschen haben aufgrund der Menschenwürde an sich das Recht, in religiösen 
Angelegenheiten frei von jeder Art Zwang zu sein. 

8. Kraft ihrer Erschaffung als vernunftbegabt und verantwortlich Handelnde und ihrer 
Mitverantwortung für dieErfüllung des göttlichen Auftrags der Kirche, haben alle 
erwachsenen Katholik:innen auf  allen Ebenen der katholischen Gemeinschaft, 
ungeachtet von Rasse, ethnischer Herkunft, Stammeszugehörigkeit oder nationaler 
Abstammung, Geschlecht, sexueller Orientierung, Familienstand, wirtschaftlicher 
oder sozialer Lage, das unveräußerliche Recht, an der Führung der Kirche 
unmittelbaroder durch frei gewählte Repräsentant:innen teilzunehmen. 

9. Alle katholischen Gläubigen haben das Recht auf  Freiheit des Gewissens, der 
Meinung und der Meinungsäußerung; dieses Recht beinhaltet, ohne Behinderung 
eine Meinung zu vertreten und Informationen überalle Medien und grenzenlos zu 
suchen, zu empfangen und mitzuteilen. 

Es beinhaltet außerdem die Freiheit, Meinungen zu vertreten und auszudrücken, 
welche aktuellen offiziellen Kirchenlehren in Bereichen widersprechen, die von der 
Kirche oder ihren Vertretungsorganen nicht als wesentlich für die Einheit der Kirche 
und ihre Zusammenarbeit im gemeinsamen Auftrag betrachtet werden. 

Es beinhaltet weiterhin die akademische Freiheit von Forschung und 



Veröffentlichung in allen Fachbereichen, speziell in Bibelwissenschaften, Theologie 
und Kirchenrecht. 

In der Ausübung ihres Rechts auf  freie Meinungsäußerung sollen Katholik:innen 
sowohl die Rechte der Mitmenschen, als auch ihre eigenen Pflichten gegenüber den 
Mitmenschen und für das gemeinsame Wohl aller beachten. 

Insbesondere beinhaltet freie Meinungsäußerung nicht alle Arten des Ausdrucks, die 
aufgrund von Intoleranz irgendeine Art des Hassesverbreitet, anstachelt, fördert 
oder rechtfertigt, welche die Rechte anderer verletzt oder welche eine ernsthafte 
Bedrohung des kirchlichen oder sozialen Friedens darstellt. 

Der Schutz und die Förderung eines solchen unantastbaren Rechts der freien 
Meinungsäußerung ist eine wesentliche Pflicht der Kirche. 

10. Allen Katholik:innen steht es frei, Gemeinschaften, Vereinigungen und Verbände – 
einschließlich Institute des geweihten Lebens – für die Förderung dessen, was sie als 
den christlichen Auftrag in der Welt betrachten, zu gründen und zu leiten, und 
Versammlungen für das gemeinsame Streben nach diesem Ziel abzuhalten. 

Solche Gemeinschaften, Vereinigungen und Verbände haben das Recht, über die 
Regularien ihrer Führung selbst zu entscheiden, ungeachtet des Rechts all ihrer pleno 
iure Mitglieder, eine direkte oder indirekte aktive Stimme in der Einrichtung der 
Organe zu haben, die daszentrale Leitungsorganwählen. 

Da sie am Auftrag der Kirche teilnehmen, haben alle Katholik:nnen das Recht, das 
apostolische Wirken auch durch eigene Unternehmungen  zu fördern oder zu 
unterstützen, gemäß ihrem eigenen Stand und ihrer Lage. 

11. Alle Katholik:innen haben das Recht auf  Zugang zu allen Informationen im Besitz 
von Kirchenbehörden, die ihr eigenes spirituelles und zeitliches Wohlergehen 
betreffen, vorausgesetzt, dass dieser Zugang die Rechte anderer nicht verletzt. 

12. Alle Katholik:innen haben das Recht auf  eine christliche Bildung, in welcher sie 
ordnungsgemäß unterrichtet werden, nach der Reife der menschlichen Person zu 
streben und gleichzeitig das Geheimnis des Heils zu erkennen und zu leben. 

Alle Katholik:innen sind an die Pflicht gebunden und haben auch das Recht dazu, 
Wissen über die christliche Lehre zu erwerben, dem Leistungsvermögen und der 
Verfassung jedes und jeder einzelnen entsprechend, um fähig zu sein, gemäß dieser 
Lehre zu leben, sie selbst zu verkünden und, wenn nötig, zu verteidigen, und an der 
Ausübung des Apostolats teilzunehmen. 

Sie besitzen somit auch das Recht, akademische Studien der Bibel, der Theologie und 
des kanonischen Rechts der katholischen Kirche und anderer christlicher Kirchen 
und der Theologie oder Philosophie anderer Religionen zu betreiben; sie haben auch 
das Recht, diese Fachgebiete zu lehren, vorausgesetzt, dass sie die erforderlichen 
akademischen Qualifikationen besitzen. 

Diejenigen, die in diesen Fachbereichen tätig sind, haben ein Recht auf  angemessene 
Forschungsfreiheit und auf  freie Äußerung ihrer Meinung. 

13. Als Konsequenz des grundlegenden Menschenrechts zu heiraten, haben alle 



Katholik:innen das Recht, frei von jedem Zwang bei der Wahl eines Lebensstandes 
zu sein; dies beinhaltet das Recht, sowohl der Laien als auch der ordinierten 
Amtspersonen, zu heiraten, Single zu bleiben oder den Zölibat bereitwillig 
anzunehmen. 

Die Ehe dient dem Wohlergehen der Eheleute. Alle Katholik:innen haben das Recht, 
aus einer unwiederbringlich zerbrochenen Ehe auszuscheiden, wenn es von einer 
zuständigen Autorität derart festgestellt wurde. 

Alle solche Katholik:innen behalten das unveräußerliche Recht, erneut zu heiraten; 
und alle geschiedenen und wiederverheirateten Katholik:innen, die im Gewissen mit 
der Kirche versöhnt sind, behalten das Recht auf  dieselben geistlichen Ämter, 
einschließlich aller Sakramente, wie andere Katholik:innen. 

14. Als Konsequenz des grundlegenden Menschenrechts auf  Ehe und Erziehung, haben 
alle katholischen Eltern die folgenden Rechte und die Verantwortlichkeiten, 

 Nach ihrem Gewissen die Größe ihrer Familie zu bestimmen, 

 Geeignete Methoden der Familienplanung zu wählen, und 

 Für die Erziehung ihrer Kinder zu sorgen, inklusive indem sie ihnen eine 
fundierte christliche Erziehung zukommen lassen. 

15. Angestellte der Kirche haben ein Recht auf  gerechte Arbeitsbedingungen und ein 
ihren Verhältnissen entsprechendes Gehalt; durch ein solches Gehalt sollten sie in 
der Lage sein, angemessen für ihre eigenen Bedürfnisse und derjenigen, die von 
ihnen abhängig sind, zu sorgen, unter pflichtgemäßer Berücksichtigung der 
Vorschriften aller anzuwendenden zivilen Gesetze bezüglich Arbeit und Sozialleben 
und den Standards der Internationalen Arbeitsorganisation. 

Angestellte der Kirche haben das Recht darauf, dass für ihre Pension, 
Sozialversicherung und Gesundheitsfürsorge gesorgt wird. Sie genießen außerdem 
alle zusätzlichen Rechte und Leistungen, die von der Gesetzgebung des Landes in 
dem sie ihren Dienst ausüben, garantiert wird. 

Sie haben außerdem das Recht, sich frei zu verbünden und ihre Rechte geltend zu 
machen. 

Grundlegende Rechte und Pflichten aufgrund der Taufe 

16. Als Folge ihrer Taufe haben alle Katholik:innen das Recht: 

 Alle Dienste in der Kirche, für die sie angemessen vorbereitet wurden, 
auszuüben, gemäß den Bedürfnissen und mit Zustimmung oder 
Auftragserteilung durch die  Gemeinschaft; 

 In der Kirche die für ein vollständiges christliches Leben nötigen Dienste zu 
empfangen, einschließlich Gottesdienst, Unterricht in der christlichen Tradition 
und Seelsorge; 

 Alle Sakramente zu empfangen, auf  die sie angemessen vorbereitet wurden; 

17. Als Folge ihrer Taufe haben alle Katholik:innen die Verantwortung, die Kirche mit 



ihrer Zeit, ihren Begabungen und ihren finanziellen Mitteln zu unterstützen, und ein 
Recht, über ihre Verteilung und Verwaltung zu entscheiden, sei es direkt, oder durch 
ordnungsgemäß bevollmächtigte Vertretende. 

18. Niemandem ist es erlaubt, unberechtigt den guten Ruf  einer Person zu schädigen 
oder das Recht irgendeiner Person, seine oder ihre Privatsphäre zu schützen, zu 
verletzen. 

19. Alle Katholik:innen haben das unveräußerliche Recht auf  Gleichheit vor dem 
Kirchenrecht, und haben ohne jede Diskriminierung Anspruch auf  Schutz durch das 
Recht. 

20. Alle Katholik:innen können ihre Rechte, die sie in der Kirche besitzen, in legitimer 
Weise vor dem  zuständigen kirchlichen Forum gemäß den Rechtsnormen geltend 
machen und verteidigen. 

Dies schließt das Recht ein, mittels eines juristischen Prüfungsprozesses die 
Rechtmäßigkeit und Verfassungsmäßigkeit von legislativen, exekutiven und 
administrativen Entscheidungen, Handlungen und Unterlassungen durch 
Kirchenbehörden anzufechten. 

Falls sie durch eine zuständige Behörde vor ein Gericht geladen sind, haben die 
Gläubigen außerdem das Recht, gemäß den Rechtsvorschriften, die mit Gleichheit 
angewandt werden, beurteilt zu werden. 

Jede Person, die eines Verbrechens angeklagt wird, soll das Recht haben, als 
unschuldig zu gelten, bis  ihre Schuld gemäß dem Gesetz erwiesen ist. 

21. Bei der Entscheidung über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage hat jede 
Person in voller Gleichheit Anspruch auf  diefolgenden Mindestgarantien: 

(a) unverzüglich und ausführlich in einer Sprache, die sie versteht, über die Artund 
den Grund der Anklage gegen sie informiert zu werden; 

(b) Angemessene Zeit und Möglichkeiten zu haben, die eigene Verteidigung 
vorzubereiten und mit einem Rechtsbeistand eigener Wahl zu kommunizieren; 

(c) Ohne unzulässige Verzögerung vor Gericht zu kommen und ein Urteil zu 
erhalten; 

(d) In Anwesenheit verurteilt zu werden, und sich persönlich oder durch einen 
Rechtsbeistand eigener Wahl zu verteidigen; falls sie keinen Rechtsbeistand hat, 
über das  Recht dazu informiert zu werden; und einen Rechtsbeistand gestellt 
zu bekommen, in jedem Fall, in dem es das Interesse der Gerechtigkeit erfordert, 
und ohne Bezahlung, falls sie keine ausreichenden Mittel hat, dafür zu bezahlen; 

(e) Die Zeugen gegen sie zu prüfen oder prüfen zu lassen, und die Behandlung 
und Prüfung von Zeugen auf  ihrer Seite zu denselben Bedingungen zu erwirken 
wie bei Zeugen gegen sie; 

(f) Die unentgeltliche Beiziehung von jemand   Dolmetschenden zu erhalten, falls 
sie die im Gerichtssaal gesprochene Sprache nicht versteht; 

(g) Nicht genötigt zu werden, gegen sich selbst auszusagen oder Schuld zu gestehen. 



Im Fall Jugendlicher soll das Verfahren solcherart sein, dass ihrem Alter und dem 
Bestreben ihre Wiedereingliederung zu fördern, Rechnung getragen wird. 

22. Jede Person, die wegen einer Straftat verurteilt wurde, soll das Recht haben, ihre 
Verurteilung und Strafe gemäß dem Recht von einer höheren Instanz prüfen zu 
lassen. 

23. Keine Persondarf  wegen eines Vergehens, für das sie bereits endgültig in 
Übereinstimmung mit dem Recht und der Strafordnung endgültig verurteilt oder 
freigesprochen wurde, erneut vor Gericht gestellt oder bestraft zu werden. 

24. Alle Katholik:innen haben das Recht, daß kanonische Strafen über sie nur nach 
Maßgabe des Gesetzes verhängt werden. 

25. Kinder haben alle in der UN-Kinderrechtskonvention beschriebenen Rechte des 
Kindes, einschließlich des Rechts auf  Überleben, Schutz und Bildung; das Recht, vor 
Gewalt und sexuellem Missbrauch geschützt zu werden. Die Kirche hat eine 
Verantwortung, diese Rechte zu schützen und zu fördern. 

26. Alle Katholik:innen sind verpflichtet, soziale Gerechtigkeit zu fördern und, 
eingedenk des Gebots des Herrn, den Armen aus ihren eigenen Mitteln zu helfen. 

27.  In der Ausübung ihrer Rechte und Freiheiten sollen alle Katholik:innen nur solchen 
Beschränkungen unterworfen sein, die durch das Recht ausschließlich zu dem Zweck 
festgelegt wurden, gebührende Anerkennung und Achtung vor den Rechten und 
Freiheiten anderer zu gewährleisten und den gerechten Anforderungen der 
Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung und dem Gemeinwohl der Kirche und der 
Bewahrung dessen, was entscheidend für die Fortführung der Einheit und 
Zusammenarbeit in einem gemeinsamen Auftrag ist, zu entsprechen. 



 

ABSCHNITT III. Kirchenleitung 

1. Allgemeine Grundsätze 

1.1. Die rechtmäßige Ausübung von Entscheidungsgewalt wird durch die Einwilligung der Kirche 
vermittelt 

28. Alle Katholik:innen sind mitverantwortlich für die Erfüllung des Auftrags der Kirche 
und haben daher ein unveräußerliches Recht, an ihrer Leitung teilzunehmen, sei es 
direkt, oder durch frei gewählte und ordnungsgemäß bevollmächtigte Vertretende. 
Die Kirche hat die Pflicht, solch ein Recht auf  jeder Ebene ihrer Gemeinschaft zu 
schützen und zu fördern. 

29. Für die Erfüllung ihres Auftrags ist die Kirche mit den Vollmachten der Leitung (oder 
Jurisdiktionsgewalt), der Ordnung (oder sakramentalen Vollmacht) und der Lehre 
ausgestattet. Die Leitungsgewalt wird unterschieden in gesetzgebende (legislative), 
ausführende (exekutive) und gesetzgebende (judikative) Gewalt. 

Diese Vollmachtensind ein Geschenk Gottes, und ihre rechtmäßige Ausübung wird 
durch die Einwilligung der Kirchen, in deren Interesse diese Vollmachten ausgeübt 
werden, vermittelt und ist ihr unterworfen. Diese Einwilligung soll einen 
institutionellen Ausdruck haben: 

 Amtspersonen, welche legislative Vollmacht (Kirchenvertretende) oder 
exekutive Vollmacht (Führungskräfte der Kirche) ausüben, sollen in allgemeiner, 
gleicher und geheimer Wahl, direkt oder indirekt, bestimmt werden. 

 Alle Amtspersonen sollen der Gemeinschaft, die sie vertreten oder der sie 
dienen, rechenschaftspflichtig sein solange sie das Amt ausüben. 

 Kirchliche Amtspersonen, die legislative oder exekutive Vollmacht ausüben, 
verbleiben nur für eine begrenzte Dauer im Amt, empfohlenermaßen für fünf  
Jahre. 

 Kirchliche Amtspersonen, welche juristische, sakramentale oder lehramtliche 
Vollmacht ausüben, seien sie ernannt oder gewählt, sollen eine garantierte 
Amtsdauer haben  bis zu einem gesetzlichen Rentenalter oder bis zum 
Auslaufen ihrer Amtszeit, sofern eine solche besteht. 

Alle Mächte durch Gruppen oder Individuen ausgeübt werden können. 

Kirchliche Amtspersonen, denen die gesetzgebende (legislative) Vollmacht 
übertragen ist, werden Kirchenvertretende genannt; diejenigen, denen ausführende 
(exekutive) Vollmacht übertragen ist, werden Führungskräfte der Kirche genannt; 
diejenigen denen richterliche (judikative) Vollmacht übertragen ist, werden Kirchlich 
Richtende genannt. Amtspersonen, die von einer Gemeinschaft ausgewählt und 
berufen wurden, die sakramentale Ordnungsmacht auszuüben, werden ordinierte 
Amtstragende genannt. 



30. Auf  jeder Ebene der katholischen Gemeinschaft hat eine Kirche das Recht, entweder 
direkt oder durch frei gewählte Vertretende, und vereinbar mit ihrer Zugehörigkeit 
zu und in Wechselbeziehung mit der einen, heiligen, katholischen und apostolischen 
universellen Kirche: 

 Ihre Amtstragendenauszuwählen , welche die Vollmachten der Leitung, der 
Ordnung oder der Lehre ausüben; 

 Das Glaubensgut auszulegen, lehramtliche Entscheidungen zu erlassen und 
lehramtliche Normen und die Grenzen zulässiger theologischer Meinungen 
festzulegen: auch indem sie bestimmt, was in den Bereich der Meinung gehört, 
und welches Angelegenheiten sind, über die eine Einigung unerlässlich ist, 
umdie Zusammenarbeit mit den anderen Kirchen der katholischen 
Gemeinschaft zu wahren. 

 Auf  diese Weise soll sie mit anderen christlichen Kirchen, die zur einen, heiligen, 
katholischen und apostolischen Kirche gehören, und die sich in  demselben 
Prozess der Unterscheidung befinden, eng zusammenarbeiten und deren 
Überlegungen berücksichtigen. 

 Festzustellen, was ihr gemeinsames Wohl ist, und wie es am besten angestrebt 
werden sollte. 

1.2. Zustimmung, Annahme und Gepflogenheit bei Gesetzen und Lehren 

31. Offizielle kirchliche Gesetze und Lehren, die von Kirchenvertretenden verabschiedet 
werden, müssen das Einverständnis der Kirchen oder Gemeinschaften, für welche 
sie gelten, widerspiegeln, und sie sind so lange als gültig zu betrachten, wie sie dieses 
Einverständnis genießen, in Übereinstimmung mit Art. 33 [zu stillschweigendem und 
nachträglichem Einverständnis]. 

32. Ausdrückliche Zustimmung geschieht durch das Gesetzgebungsverfahren, das eine 
öffentliche Diskussion und dieZustimmung durch eine Mehrheit der Kirche, für 
welche es gelten wird, oder eine Mehrheit ihrer frei gewählten und ordnungsgemäß 
bevollmächtigten Vertretenden enthalten muss. 

Meinungen, die offene, gut bekannte und weit verbreitete Unterstützung durch die 
Mehrheit der katholischen Gläubigen erlangen, sollten während des 
Gesetzgebungsprozesses als mögliche Äußerung dieses „Einverständnissess der 
Gläubigen” (consensus fidelium) betrachtet werden, dasein Kriterium ist, um festzulegen, 
ob eine spezielle Lehre oder Praxiszum apostolischen Glauben gehört. 

33. Stillschweigendes und nachträgliches Einverständnis werden durch einen 
Annahmeprozess ausgedrückt, der offenen, gut bekannten und weitverbreiteten 
Glauben an diese Gesetze und Lehren und deren Ausübung beinhaltet. Falls es 
begründete Zweifel gibt, ob die Annahme stattfindet, soll auf  unabhängige 
soziologische Studien zurückgegriffen werden. 

Das Fehlen einer solchen Annahme zusammen mit Nichtanwendung und der 
Herausbildung einer offenen, gut bekannten und weit verbreiteten gegenteiligen 
Überzeugung oder eines Brauchs während dreißig aufeinanderfolgender und 



vollständiger Jahre sind Gründe für die Aufhebung durch die zuständige Behörde. 

Umgekehrt erlangt ein  Brauch, der dem Kirchenrecht entgegensteht oder über 
einkanonisches Gesetz hinausgeht (praeter legem canonicam) nur dann Gesetzeskraft, 
wenn er rechtmäßig für dreißig aufeinanderfolgende und vollständige Jahre befolgt 
wurde, außer wenn der zuständige Gesetzgeber ihm ausdrücklich zugestimmt hat. 

Ein gegenteiliger Brauch oder ein gegenteiliges Gesetz widerruft einen Brauch, 
welcher entgegen dem Recht steht oder über das Recht hinaus geht (praeter legem). 
Solange es sie nicht ausdrücklich erwähnt, widerruft ein Gesetz weder 
jahrhundertealte oder uralte Bräuche, noch widerruftein universelles Gesetz spezielle 
Bräuche. 

Nur ein Brauch, der von einer Gemeinschaft von Gläubigen eingeführt wird und 
vom Gesetzgeber gemäß der Norm der einschlägigen Kanones gebilligt wird, hat 
Gesetzeskraft. 

1.3. Subsidiarität 

34. Die katholische Kirche soll auf  jeder Organisationsebene das Subsidiaritätsprinzip 
einhalten, gemäß dem eine bedeutendere und höhere Organisationsebene geringeren 
und untergeordneten Organisationsebenen nichts nehmen soll, was diese durch 
eigene Initiative vollbringen können. 

JedeKirche oder Entscheidungsebene in der Kirche hat ein unveräußerliches Recht 
und auch die Pflicht, zu bestimmen, welche Entscheidungen und Handlungen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich liegen, und welche stattdessen an eine höhere Ebene 
delegiert werden sollten oder in Kooperation mit dieser besser durchgeführt werden 
können. 

Umgekehrt darf  jede höhere Ebene nur die Entscheidungen und Handlungen 
durchführen, welche eine tiefere Ebene freiwillig an sie delegiert, und höhere Ebenen 
dürfen tieferen Ebenen ohne deren Einverständnis keine Beschränkungen auferlegen 
in Bezug auf  Angelegenheiten, die zur Entscheidung oder zum Handeln anstehen. 

In Übereinstimmung mit dem Subsidiaritätsprinzip gilt folgendes für jede Kirche 
innerhalb der katholischen Gemeinschaft, untergebührender Berücksichtigung ihrer 
Zugehörigkeit zu und Wechselbeziehung mit der einen, heiligen, katholischen und 
apostolischen universellen Kirche und unbeschadet der Rechte der Katholik:innen. 

Autonomie und Wechselbeziehung der Kirchen 

35. Auf  jeder Ebene der katholischen Gemeinschaft ist jede Kirche autonom hinsichtlich 
ihrer Freiheit der Selbstverwaltung. 

Jede autonome Kirche ist frei, ihre eigenen Angelegenheiten durch ihr eigenes 
Leitungssystem und Kirchenrecht zu ordnen und zu regeln. Diese Freiheit schließt 
das Recht ein, das zu tun, was in Art. 30 bestätigt ist. 

36. Die Gültigkeit jeder kirchlichen Handlung wird vom Recht der Kirche geregelt, in 
der die Handlung vorgenommen wird. 



Die Ausübung jeder kirchlichen Funktion wird vom Recht der Kirche geregelt, in der 
diese Funktion ausgeübt wird. 

Keine Kirche ist rechtlich an eine Entscheidung eines kirchlichen Organs außerhalb 
ihrer selbst gebunden, es sei denn diese Entscheidung ist durch ihr eigenes Recht 
genehmigt oder in ihrem eigenen Recht eingebunden. 

Eine Kirche kann durch ihr eigenes Recht der Ausübung ihrer Freiheit auf  
Selbstverwaltung Beschränkungen auferlegen. 

37. Durch den Prozess der Tradition empfangen und interpretieren einzelne Kirchen das 
biblische Zeugnis auf  verschiedene Art, und wenden es gemäß der speziellen 
Umstände, in denen sie leben, an, während sie in dem, was wesentlich für die 
Zusammenarbeit im gemeinsamen Auftrag ist, Einheit bewahren. 

Jede autonome Kirche hat die größtmögliche Freiheit ihr Leben und ihre 
Angelegenheiten zu regeln, wie es  ihren Mitgliedern in ihrem geographischem 
ökonomischem, sozialem, kulturellem und historischem Kontext entspricht. 

Jede Kirche und die in ihr zuständigen Gremien können liturgische Texte oder andere 
Arten des Gottesdienstes zur öffentlichen Verehrung Gottesentwickeln, 
vorausgesetzt, diese sind vereinbar mit Gottes Wort und der katholischen Lehre. 

Gegenseitiger Respekt zwischen den Kirchen 

38. Eine Kirche soll die Autonomie jeder anderen Kirche in der Gemeinschaft der 
Kirchen der katholischen Kirche achten. 

Jede Kirche und ihre einzelnen Mitglieder sollen eine gesetzgebende (legislative), eine 
ausführende (exekutive), rechtsprechende (justitielle) oder sonstige Entscheidung 
oder Handlung achten, die nach dem Recht einer anderen Kirche ordnungsgemäß 
genehmigt ist. 

Keine Kirche oder irgendeine Behörde oder Person in ihr soll sich in die inneren 
Angelegenheiten einer anderen Kirche einmischen ohne daß  diese andere Kirche in 
der Weise zugestimmt hat, wie es  ihr eigenes Recht vorschreibt. 

Es fällt in die Zuständigkeit der obersten führenden Versammlung einer Kirche, die 
Beziehungen zwischen dieser Kirche und anderen Kirchen der Gemeinschaft der 
Kirchen der katholischen Kirche zu regeln. 

1.4. Gewaltenteilung 

39. Die gesetzgebende (legislative), ausführende (exekutive), rechtsprechende 
(judikative), sakramentale und lehramtliche Gewalt sind getrennt: 

 Eine Person oder ein Gremium, die oder das eine dieser Befugnisse innehat, 
soll mit Ausnahme der Befehlsvollmacht nicht gleichzeitig eine der anderen 
ausüben; 

o Amtspersonen, die irgendeine der anderen Befugnisse als die 
Befehlsvollmacht innehaben, sollen gewöhnlich die Befehlsvollmacht nicht 
ausüben, außer wenn es zwingend für die Erfüllung ihrer dienstlichen 



Pflichten notwendig ist; 

o Amtspersonendie die Befehlsvollmacht innehaben, sollen gewöhnlich keine 
der anderen Befugnisse ausüben, außer wenn es zwingend notwendig ist für 
die Erfüllung ihrer sakramentalen Pflichten; 

 Verfahren zur Auswahl der Kandidaten für Positionen, die die gesetzgebende 
(legislative), rechtsprechende (judikative), sakramentale oder lehramtliche 
Macht ausüben, müssen von den anderen Gewalten unabhängig sein. Auch 
wenn Amtspersonen, die eine der anderen Gewalten ausüben, einbezogen sein 
können, dürfen solche Amtspersonen bei keinem Schritt des Auswahlprozesses 
in der Mehrheit sein oder ein Vetorecht haben. 

o Im Fall der Wahl von Amtstpersonen, die gesetzgebende (legislative) oder 
ausführende (exekutive) Gewalt ausüben: 

 Wenn diese Wahlen mit direktem allgemeinem Wahlrecht stattfinden, 
können Amtspersonen, welche die eine Gewalt ausüben, ebenso in der 
Wahl von Amtspersonen, die die andere Gewalt ausüben, abstimmen; 

 Wenn diese Wahlen mit indirektem allgemeinem Wahlrecht stattfinden, 
können Amtspersonen die jeweils eine der beiden Gewalten ausüben, 
niemals als Delegierte oder Vertretende an der Wahl von Amtspersonen 
teilnehmen, die die andere Gewalt ausüben. 

o Im Fall der Wahl von Amtspersonen, die die rechtsprechende (judikative) 
Gewalt ausüben, können Amtspersonen der anderen Gewalten niemals eine 
Mehrheit der Wahlberechtigten bilden oder einVetorecht haben. 

 Akademische, berufliche oder andere Anforderungen für die Zulassung zu den 
sakramentalen, reschtsprechenden (judikativen) oder lehrenden Diensten sollen 
von den Mitgliedern dieser Dienstgruppen selbst festgelegt werden, entweder 
direkt oder durch einen repräsentativen Berufsverband. 

5. Auswahl kirchlicher Amtspersonen 

40. Auf  jeder Ebene der katholischen Gemeinschaft hat die Kirche das unveräußerliche 
Recht, folgendes in Freiheit zu tun, und zwar entweder unmittelbar oder durch frei 
gewählte und ordnungsgemäß beauftragte Vertretende: 

 Amtspersonen, die gesetzgebende (legislative) Gewalt ausüben 
(Kirchenvertretende), und Amtspersonen, die ausführende (exekutive) Gewalt 
ausüben (Führungskräfte der Kirche), mittels direktem oder indirektem 
allgemeinem Wahlrecht, in Übereinstimmung mit Art. 29, zu wählen; 

 Folgendes festzulegen: 

o die maßgeblichen akademischen oder beruflichen Ausbildungen und 
Qualifikationen, die Kandidat:innen für Ämter benötigen, welche die 
sakramentale, rechtsprechende (judikative) oder lehramtliche Gewalt 
innehaben, und für jedes andere Amt, das spezielle Kenntnisse erfordert, 
wie sie von ihrer Gemeinschaft benötigt werden, ohne Einschränkung von 



Art. 8, und 

o die unabhängigen Verfahren, einschließlich  Beurteilung durch 
Fachkollegen, um diese Qualifikationen zu bewerten und die besten 
verfügbaren Kandidat:innen zu finden. 

Darüber hinaus haben alleerwachsenen Katholik:innen auf  jeder Ebene der 
katholischen Gemeinschaft, ohne Unterscheidung von Rasse, ethnischer, 
stammesmäßiger und nationaler Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, 
Familienstand und wirtschaftlichen oder sozialen Umständen, das Recht 

 sich selbst als Kandidat:innen zur Wahl von Kirchenvertretenden und 
Führungskräften der Kirche zu stellen, und durch gleiches direktes oder 
indirektes Wahlrecht an deren Auswahl teilzunehmen; 

 sich selbst als Kandidat:innen zur Wahl von jedem anderen kirchlichen Amt zu 
stellen, vorausgesetzt, sie erfüllen die erforderlichen Qualifikationen, wie sie 
von der Kirche, der sie dienen werden, festgelegt sind, in Übereinstimmung mit 
Art. 16. 

5.1. Wahl von Kirchenvertretenden und Führungskräften der Kirche 

41. Die Entsendung von Kirchenvertretenden und Führungskräften der Kirche soll 
durch freie Wahlen mittels direktem oder indirektem allgemeinem Wahlrecht der 
entsendenden Gemeinschaft geschehen. Es wird empfohlen, daß: 

 auf  jeder Ebene der kirchlichen Gemeinschaft unterhalb und einschließlich der 
Diözese, Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche direkt gewählt 
werden, d.h. durch allgemeines Wahlrecht der Kirche oder Gemeinschaft, der 
sie dienen werden; 

 auf  jeder Ebene der kirchlichen Gemeinschaft oberhalb der Diözese 
Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche indirekt gewählt werden, 
d.h. durch Versammlungen von frei gewählten Vertretenden. 

Ohne Einschränkung von Art. 8 kann eine örtliche Kirche Kriterien für die 
Wählbarkeit in Ämter von Kirchenvertretenden und Führungskräften der Kirche 
festlegen. 

Wahlen zu den Ämtern von Kirchenvertretern und Führungskräften der Kirche 
sollen frei, transparent und regelmäßig sein. 

Die Kirche hat auf  jeder Ebene eine Verantwortung, freie Wahlen zu schützen und 
zu fördern durch die Beseitigung von Hindernissen – seien sie wirtschaftlicher, 
sozialer oder kultureller Art – die, indem sie die Freiheit und Gleichheit aller 
Mitglieder einschränken, ihre effektive Teilnahme an solchen Wahlen behindern. 

Zu diesem Zweck müssen entsprechende  kirchliche Mittel genutzt werden, um die 
Äußerung von und die Debatte über Kandidat:innen und ihre Visionen zu erleichtern. 

Alle wählbaren Kandidat:innen müssen gleichen Zugang zu den entsprechenden 
kirchlichen Mitteln und Plattformen haben, ohne Bevorzugung, um eine öffentliche 
Diskussion und Entscheidung überden/die besteverfügbare:n Kandidaten/in zu 



erleichtern. 

Kandidat:innen sollen ihre Vision für eine bestimmte Kirche, die sie vertreten oder 
führen möchten, über kirchliche Massenmedien, Social Media, 
Wahlkampfveranstaltungen usw. darlegen. 

2. Leitungsgewalt 

42. Personen, die Leitungsgewalt in der Kirche ausüben, tun dies im Namen und im 
Dienst der entsendenden Kirche; in Übereinstimmung mit deren Bedürfnissen, 
Werten und Zielen; und mit Rücksicht auf  deren Gemeinwohl und die Würde, 
Rechte und Begabungen aller. 

Personen, die Leitungsgewalt ausüben, dürfen nicht willkürlich handeln, sondern 
müssen, wie jeweilsangemessen, Gründe für ihr Handeln angeben. 

Personen, die Leitungsgewalt ausüben, muss in der Finanzverwaltung der 
Kirchengüter geholfen werden durch kompetente, unabhängige und ehrbare 
Finanzverwaltungskräfte, durch Einzelpersonen oder Gruppen wie Finanzräte. 

Personen, die Leitungsgewalt ausüben, müssen ein sichtbares Zeichen der Einheit 
sein und sollen diese Einheit nicht aufs Spiel setzen oder durch ihre Amtsführung 
der Grund oder Mittelpunkt von Spaltung und Unfriede sein. 

2.1. Gesetzgebende Gewalt 

43. Die gesetzgebende Gewalt ist die Befugnis,  kirchliche Gesetze und Richtlinien 
hinsichtlich Gottesdienst, Bildung, soziale Arbeit, Verwaltung, Finanzen oder andere 
Aktivitäten, die im Namen der Diözese durchgeführt werden, zu erlassen, zu ändern 
oder aufzuheben. 

Die rechtmäßige Ausübung der gesetzgebenden Gewalt wird durch die jeweilige 
Kirche oder Gemeinschaft, in deren Namen sie ausgeübt wird, und deren 
Übereinkünfte, Werte und Ziele sie vertreten muss, vermittelt und beauftragt. 

Gesetzgebende Gewalt kann durch Kirchenvertretende entweder einzeln oder 
gemeinsam in vertretenden gesetzgebenden Versammlungen ausgeübt werden. 

44. Wann immer gesetzgebende Entscheidungen Fachwissen verlangen – z.B. in 
Bibelwissenschaften, Theologie, Kirchenrecht, Medizin, Psychologie, 
Wirtschaftswissenschaften, Soziologie, Finanzverwaltung usw. – haben 
Kirchenvertretende sowohl einzeln als auch in Gruppen die Pflicht, einschlägigen 
und unabhängigen Expertenrat zu suchen und zu berücksichtigen, einschließlich den 
von Amtspersonen, die das Lehramt in Übereinstimmung mit Abschnitt IV ausüben. 

2.1.1. Repräsentative gesetzgebende Versammlungen (Konzilien, Synoden) 

45. Auf  jeder Ebene der kirchlichen Gemeinschaft – lokal, diözesan, national und auf  
Weltebene oder gegebenenfalls auf  weiteren Ebenen – muss eine Versammlung von 
Kirchenvertretenden eingerichtet werden – nämlich eine Synode, ein Konzil oder ein 
anderes Gremium –, die als hauptsächliche gesetzgebende und beschlussfassende 



Organe dienen sollen. 

Kirchliche Amtspersonen, die ausführenden (exekutive), rechtsprechende 
(judikative), sakramentale oder lehramtliche Macht ausüben, dürfen in 
Übereinstimmung mit Art. 39 nicht zu Mitgliedern solcher Versammlungen gewählt 
werden. 

Alle Mitglieder einer solchen Versammlung haben gleiche beratendes Stimme. 
Entscheidungen sollen nach Mehrheitsrecht getroffen werden. Niemand soll ein 
Vetorecht besitzen. 

2.1.2. Zuständigkeitsbereich und Aufgabengebiet repräsentativer Versammlungen 

46. Auf  jeder Ebene der kirchlichen Gemeinschaft soll die repräsentative Versammlung 
endgültige Verantwortung für Gesetzgebung und Richtungsentscheide der Kirche 
tragen, insbesondere in den Bereichen Gottesdienst, Bildung, sozialeArbeit, 
Verwaltung, Finanzen oder anderen Aktivitäten, die im Namen der von ihr 
vertretenenen Kirchedurchgeführt werden. 

Um dies zu tun ist eine repräsentative Versammlung die Verwalterin der Kirchlichen 
Güter der Kirche, die sie vertritt, und besitzt somit die Befugnis, über deren 
Zuteilung, Prioritätensetzung und Verwendung zu entscheiden. 

Sie muss dies mit Hilfe eines unabhängigen Finanzrates tun, dessen Aufgabe es ist, 
die repräsentative Versammlung mit professionellen Finanzanalysen zu versorgen, in 
Übereinstimmung mit Artikel 94. 

Als vorrangig gesetzgebendes Organ einer Kirche kann eine repräsentative 
Versammlung eine Verfassung erlassen, welche die Leitung der jeweiligen 
Gemeinschaft oder Kirche umreißt, einschließlich: 

 der Zusammensetzung, der Zuständigkeit und geltenden Rechtsvorschriften für 
die Gesetzgebung (Legislative), der ausführenden Gewalt (Exekutive) und der 
Rechtsprechung (Judikative) ohne Einschränkung von Art. 39; 

 der Anzahl, den Wahlmodus und die Amtszeit von Kirchenvertretenden in der 
gesetzgebenden Versammlung, von Führungskräften der Kirche betraut mit 
ausführender (exekutiver) Macht, von Kirchenrichtenden, von Amtspersonen, 
die Ordnungsgewalt ausüben und weiteren kirchlichen Amtspersonen; 

 der Verwaltungseinrichtungen und -organe, die der Gesetzgebung (Legislative) 
und der ausführenden Gewalt (Exekutive) bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
helfen können; 

 Wie Entscheidungsverantwortlichkeiten verteilt werden müssen – einschließlich, 
wo immer möglich, in Beziehung mit anderen Entscheidungsebenen der 
kirchlichen Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dem Subsidiaritätsprinzip; 

 der Festlegung sonstiger kirchlicher Verfahren, soweit erforderlich. 

Die Verfassungen jeder Ebene kirchlichen Lebens sollen die allgemeinen 
Menschenrechte und Rechte aus der Taufe, sowie die in dieser Verfassung zum 



Ausdruck gebrachten Grundsätze der Leitung und weitere Grundsätze wahren. 

47. Eine repräsentative gesetzgebende Versammlung ist der Kirche oder Gemeinschaft, 
welche sie vertritt, rechenschaftspflichtig. Dementsprechend muss sie mit Hilfe des 
Finanzrats mindestens jährlich detailliert über ihren Haushalt, ihre Ausgaben und 
ihre wesentlichen Maßnahmen berichten. 

2.1.2.1. Pfarrgemeinde 

48. Eine Pfarrgemeinde ist eine bestimmte Gemeinschaft christlicher Gläubiger, die in 
einer Ortskirche fest verankert ist. 

Eine Pfarrgemeinde ist vor allem eine Gemeinschaft des Glaubens – von 
Katholik:innen, die beten, das eucharistische Mahl teilen und zusammenarbeiten, um 
das Reich Gottes  auf  Erden voranzubringen – und nicht nur eine Verwaltungseinheit 
innerhalb der Kirche. 

Die Mitglieder jeder Pfarrei (oder vergleichbarer Einrichtungen) sollen eine 
repräsentative Versammlung (Pfarrgemeinderat) wählen, welche ihr wichtigstes 
Entscheidungsgremium ist. 

Wenn es noch keine Gemeindeordnung (Satzung) gibt, soll der Pfarrgemeinderat 
eine solche formulieren, die von der Pfarrei zu genehmigen ist, wobei er die 
entsprechenden Regelungen der regionalen und umfassenderen Gemeinschaften  
berücksichtigt. 

Der Pfarrgemeinderat soll entweder direkt oder durch Asuschüsse die letzte 
Verantwortung tragen für die Leitlinien der Pfarrgemeinde für jede Aktivität, die in 
ihrem Namen durchgeführt wird, einschließlich der sozialen Arbeit, der Bildung, des 
Gottesdienstes, der Verwaltung und der Finanzangelegenheiten. 

2.1.2.2. Diözese 

49. Jede Diözese soll einen Diözesanrat wählen, der das wichtigste 
Entscheidungsgremium der Diözese ist. 

Wenn es nicht bereits eine Diözesanverfassung und/oder ein Regelwerk gibt, soll der 
Diözesanrat eines von beiden oder beide formulieren, das von zwei Dritteln der 
Pfarrgemeinderäte der Diözese gebilligt werden muss,  wobei die entsprechenden 
Regelungen der nationalen und internationalen Gemeinschaften zu berücksichtigen 
sind. 

Der Diözesanrat soll entweder direkt oder durch Ausschüsse oder Geschäftsstellen 
die letzteVerantwortung tragen für die Leitlinien und Regelungen der Diözese für 
Gottesdienst, Bildung, soziale Arbeit, Verwaltung, Finanzangelegenheiten und 
weitere Aktivitäten, die im Namen der Diözese durchgeführt werden. 

2.1.2.3. Nationale Kirche 

50. In der Regel werden die Diözesanräte einer Nation einen nationalen Rat einrichten. 
Falls aufgrund der Größe oder anderer Sachzwänge bestimmte Diözesanräte 
entscheiden, daß für sie die Einrichtung eines nationalen Rates nicht geeignet wäre, 



sollen sie beim Generalrat dieErlaubnis beantragen, sich einem geeigneten 
alternativen übergeordneten Rat anzuschließen oder einen solchen einzurichten. 

Der nationale Rat oder seine Alternative soll das wichtigste gesetzgebende 
Entscheidungsorgan der nationalen Kirche sein. 

Wenn es nicht bereits eine nationale kirchliche Verfassung und/oder ein Regelwerk 
gibt, soll der nationale Rat eines von beiden oder beide formulieren, welche von zwei 
Dritteln der Diözesanräte einer Nation bestätigt werden müssen, wobei die 
entsprechenden Regelungen der Weltkirche zu berücksichtigen sind. 

Der nationale Rat soll, entweder direkt oder  durch Ausschüsse oder Geschäftsstellen 
die letzte Verantwortung tragen für die nationalen Leitlinien und Regelungen 
bezüglich Gottesdienst, Bildung, sozialer Arbeit, Verwaltung, Finanzangelegenheiten 
und weitere Aktivitäten, die im Namen des nationalen Rates durchgeführt werden. 

2.1.2.4. Multinationale Kirche 

51. Wenn mehrere nationale Räte (z.B. eines Kontinents oder einer begrenzten 
geographischen Region usw.) entscheiden, daß es hilfreich wäre, sich formell 
zusammenzuschließen, werden sie einen multinationales Regelwerk formulieren , 
nach dem sie sich selbst regeln, das von den beteiligten nationalen Räten bestätigt 
werden muss, wobei die in dieser Verfassung zum Ausdruck gebrachten 
grundlegenden Leitungsgrundsätzegewahrt bleiben. 

2.1.2.5. Weltkirche 

52. Die nationalen Räte sollen alle zehn Jahre einen Generalratwählen, der als die höchste 
repräsentative gesetzgebende Versammlung der katholischen Kirche wirken soll. 

53. Der Generalrat soll die letzte Verantwortung für die Formulierung der Gesetze und 
Regulierungen zur Leitung der Weltkirche tragen, sowie für die Erstellung von 
Leitlinien und Regulierungen in Bezug auf  Lehre, Moral, Gottesdienst, Bildung, 
soziale Arbeit, Verwaltung, Finanzangelegenheiten und andere  im Namen der 
Weltkirche ausgeübte Tätigkeiten  ohne Beschränkung des Subsidiaritätsgrundsatzes. 

54. Der Generalrat soll das letzte Organ sein zur Entscheidung von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen seinen Mitgliedskirchen in Bezug auf  die 
Auslegung des Glaubensgutes und der Festlegung lehramtlicher Normen, der 
Grenzen zulässiger theologischer Auffassungen, und was die wesentlichen Punkte 
sindzur Bewahrung der Einheit und Zusammenarbeit im gemeinsamen Auftrag der 
Kirchen der katholischen Gemeinschaft und zwischen diesen und anderen 
christlichen Kirchen. 

55. Als Instrument seiner autonomen Mitgliedskirchen und in Übereinstimmung mit 
dem Grundsatz der Subsidiarität, darf  der Generalrat nur in Angelegenheiten tätig 
werden, die ihm durch die nationalen oder internationalen Kirchen übertragen 
werden. Er darf  im Namen von einer oder mehrerer Kirchen insolchen konkreten 
Aufgaben handeln, wie sie sie ihm übertragen. Er darf  einzelne Mitgliedskirchen 
bitten, Aufgaben im Namen der gesamten Gemeinschaft zu übernehmen 



56. Der Generalrat bestimmt das Aufgabengebiet und den Zuständigkeitsbereich aller 
von ihm zur Durchführung  seiner Gesetze, Regularien und Leitlinien geschaffenen 
Einrichtungen, einschließlich der Kurie der katholischen Gemeinschaft. 

57. Der Generalrat soll alle Katholik:innen proportional zur Anzahl der in einer 
Nationalen Kirche registrierten Katholik:innen repräsentieren, was von einer 
unabhängigen internationalen Kommission festgelegt werden muss. 

Es wird empfohlen, daß: 

 die Anzahl seiner Mitglieder ungefähr 500 beträgt; 

 Länder mit einer geringeren Anzahl an Katholik:innen, als für mindestens einen 
Delegiertensitz nötig ist, sich zu größeren Einheiten zusammenschließen; 

 die Mitglieder zeitlich gestaffelt für jeweils eine zehnjährige Amtszeit gewählt 
werden; 

 das Generalrat sich mindestens einmal pro Jahr trifft. 

58. Wenn es nicht bereits eine Satzung des Generalrats und/oder eine Geschäftsordnung 
gibt, soll der erste Generalrat eines von beiden oder beides formulieren, was von zwei 
Dritteln der nationalen Räte bestätigt werden muss, wobei die grundlegenden 
Leitungsgrundsätze, die in der vorliegenden Verfassung formuliert sind, gewahrt 
bleiben müssen. 

59. Der Generalrat soll verantwortlich für die Organisierung von folgendem sein: 

 die Wahl seiner Mitglieder; 

 die Wahl des Papstes durch einen eigenen päpstlichen Wahlrat, der sich aus 
Abgesandten aus allen nationalen Räten zusammensetzt. 

Zu diesem Zweck soll der Generalrat geeignete unabhängige Kommissionen 
einsetzen. 

3.1. Exekutive Gewalt 

60. Die ausführende und verwaltende Gewalt (Exekutive) setzt die Gesetze und 
Leitlinien in Kraft, die von der gesetzgebenden Gewalt (Legislative) festgelegt 
wurden. 

Die Exekutive darf  nur solche Gesetze und Regularien in Kraft setzen, die 
ordnungsgemäß von der Legislative  beschlossen wurden; sie darf  niemals außerhalb 
oder jenseits des gesetzlichen Rahmens handeln. 

Die rechtmäßige Ausübung der ausführenden Gewalt wird durch die jeweilige Kirche 
oder Gemeinschaft, in deren Namen sie ausgeübt wird und deren Übereinkünfte, 
Werte und Ziele sie veertreten muss, vermittelt und beauftragt. 

Die ausführende Gewalt kann durch abgeordnete Einzelpersonen oder Gruppen 
ausgeübt werden. 

61. Wann immer Exekutiventscheidungen Fachwissen verlangen – z.B. in 
Bibelwisenschaften, Theologie, Kirchenrecht Medizin, Psychologie, 



Wirtschaftswissenschaften, Soziologie, usw. – haben Führungskräfte der Kirche 
sowohl einzeln als auch in Gruppen die Pflicht, einschlägigen und unabhängigen 
Expertenrat zu suchen und zu berücksichtigen, einschließlich den von 
Amtspersonen, die das Lehramt in Übereinstimmung mit Abschnitt IV ausüben. 

3.1.1. Das Papstamt und die Kurie der katholischen Gemeinschaft 

62. Der Papst/die Päpstin soll die ausführende und administrative Gewalt zum Dienst 
der katholischen Kirche ausüben. 

Solcherart und in Übereinstimmung mit Art. 42 ist der Papst/die Päpstin dafür 
verantwortlich, die Gesetze und Leitlinien, die ordnungsgemäß vom Generalrat 
beschlossen wurden, in Kraft zu setzen; es ist ihm/ihr niemals erlaubt, außerhalb 
oder jenseits des gesetzlichen Rahmens zu handeln. 

63. Der Papst/die Päpstin soll seine/ihre Funktion mit Unterstützung der Kurie der 
katholischen Gemeinschaft und weiterer geeigneter Einrichtungen ausüben. 

In Übereinstimmung mit Art. 8 und Art. 40, soll jedes ausreichend qualifizierte 
Kirchenmitglied wählbar sein, um in jeder Abteilung der Kurie der katholischen 
Gemeinschaft mitzuarbeiten oder sie zu leiten. 

64. Als Einrichtungen ihrer autonomen Mitgliedskirchen und in Übereinstimmung mit 
dem Grundsatz der Subsidiarität, dürfen der Papst/die Päpstin und die Kurie der 
katholischen Gemeinschaft nur in Angelegenheiten tätig werden, die ihnen entweder 
direkt oder durch den Generalrat übertragen wurden. Sie können im Namen von 
einer oder mehrerer Kirchen bei solchen genau bezeichneten Aufgaben handeln, die 
diese ihnen übertragen. Sie können einzelne Mitgliedskirchen bitten, Aufgaben im 
Namen der gesamten katholischen Kirche zu übernehmen. 

65. In Übereinstimmung mit Art. 39 sollen der Papst/die Päpstin und die Kurie der 
katholischen Gemeinschaft ausschließlich die ausführende (exekutive) Gewalt 
ausüben und nicht noch regulär die gesetzgebende, rechtsprechende, sakramentale 
oder lehramtliche Macht. 

66. Der Papst/die Päpstin soll Zeichen der Einheit der katholischen Kirche sein. Genau 
wie alle anderen Führungskräfte der Kirche soll der Papst/die Päpstin diese Einheit 
nicht gefährden oder durch seine/ihre Amtsführung der Grund oder Mittelpunkt 
von Spaltung und Unfriede sein: stattdessen sollen sie [die Führungskräfte] den 
Konsens der Kirche, wie er durch den Generalrat zum Ausdruck gebracht wird, 
vertreten und ihm eine Stimme geben. 

67. In Übereinstimmung mit Art. 29 und 40 soll der Papst/die Päpstin in allgemeiner, 
mittelbarer Wahl für eine einzige, nicht verlängerbare zehnjährige Amtszeit von 
Delegierten gewählt werden, die durch die nationalen Räte ausgewählt werden und 
im päpstlichen Wahlkollegium zusammenkommen. 

 Die Anzahl der Delegierten aus den nationalen Räten für das päpstliche 
Wahlkollegium soll proportional zur Anzahl der registrierten Katholiken einer 
Nation sein, die von einer entsprechenden internationalen Kommission 
festgelegt werden muss. 



 Die Delegierten sollen so repräsentativ wie möglich ausgewählt werden. 



ABSCHNITT IV. Lehramtliche Macht 

68. Es ist die Pflicht aller Christen und Christinnen so zu wirken, daß sich die Botschaft 
des Evangeliums ausbreiten kann. Sie erfüllen einen solchen Dienst am Wort Gottes, 
indem sie das Glaubensgut studieren, es auslegen und ihr Verständnis desselben 
vertiefen, indem sie es entsprechend den besonderen Umstände, in denen sie leben, 
anwenden, und es anderen Menschen durch ihr Handeln und ihre Worte vermitteln. 

Um jedoch den Dienst am Wort Gottes im Namen der Kirche auszuüben, muss 
dieser Auftrag durch die zuständige Instanz auf  der Grundlage der entsprechenden 
akademischen oder beruflichen Qualifikationen erteiltwerden, und zwar entweder 
durch eine besondere zu diesem Zweck eingerichtete Bildungseinrichtung oder durch 
die Übernahme einer Amtstelles, der dieses Aufgabenfeldangegliedert ist. 

69. Die Lehramtliche Macht die die Befugnis, den Dienst am Wort Gottes offiziell im 
Namen der Kirche auszuüben. 

Ihre besondere Verantwortung besteht darin, streng wissenschaftlicheakademische 
Bewertungen des Grades der Unsicherheit und des Irrtums verschiedener 
Auslegungen von Folgendem durchzuführen: 

 des Glaubensgutes, mit Hilfe der Fachkenntnisse der Bibelwissenschaften, der 
Theologie, des Kirchenrechts und der Kirchengeschichte, sowie 

 der Nachweise aus anderen Fachbereichen – wie Medizin, Psychologie, 
Wirtschaftswissenschaften, Soziologie usw. – wann immer ihre Fachkenntnisse 
durch die Anwendung des Glaubensgutes auf  die in der Welt aufkommen 
Themenerforderlich ist. 

Amtspersonen, die das Lehramt ausüben, haben das Recht und die Pflicht, der 
Kirche in ihrer Gesamtheit sowie ihren Vertretenden und Führungskräften zu helfen, 
Normen der Lehre und die Grenzen zulässiger theologischer Meinungen zu 
bestimmen und Lehrentscheidungen zu treffen. 

70. Maßgebliche gesetzgebendeund ausführende Amtspersonenund Gremien haben 
eine Pflicht, sich auf  geeignete Weise zu informieren, bevor sie Entscheidungen 
treffen. 

Sollte eine Entscheidung Fachwissen erfordern – z.B. in Bibelwissenschaften, 
Theologie, Kirchenrecht, Medizin, Psychologie, Wirtschaftswissenschaften, 
Soziologie usw. – haben Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche eine 
rechtliche Pflicht, entweder einzeln oder in Gruppen einschlägigen und  
unabhängigen Expertenrat einzuholen und zu berücksichtigen. 

71. Die Ernennung von unabhängigen Expert:innen, entweder als Einzelpersonen oder 
in beratenden Gremien versammelt, ist freigestellt für Entscheidungsebenen 
unterhalb und einschließlich der Diözesanebene; sie ist verpflichtend für alle 
repräsentativen gesetzgebenden und ausführenden Amtspersonenund Gremien 
oberhalb der Diözesanebene, bis hin zum und einschließlich dem Generalrat, dem 
Papst / der Päpstin und der Kurie der katholischen Gemeinschaft. 



72. Alle Amtspersonen, die lehramtliche Macht entweder als Einzelne oder als 
Körperschaft innehaben, sollen angemessen qualifiziert sein. 

In Übereinstimmung mit Art. 39 und Artikel 40, sollen Kandidat:innen durch einen 
offenen und transparenten Prozess der Begutachtung durch Fachkolleg:innen (Peer-
Review-Verfahren) ausgewählt werden, zu deren Auswahlkriterien einschlägige 
Sachkenntnis, das Fehlen von Interessenskonflikten, Unabhängigkeit von 
Kirchenvertretenden und Führungskräften der Kirche und ein gutes Ansehen 
innerhalb der betreffenden wissenschaftlichen Gemeinschaft gehören müssen. 

Die Auswahl der Beratenden sollte der Artdes Themas entsprechen und ausreichend 
breit sein, um die Meinungsvielfalt innerhalb der Fachleute auf  dem/den 
entsprechenden Gebiet/en auf  ausgewogene Art abzubilden. 

Der offizielle Rat, der von solchen unabhängigen Beratungsgremien bereitgestellt 
wird, soll Kirchenvertretenden und allen katholischen Gläubigen die volle Bandbreite 
der Meinungen innerhalb der betreffenden Fachbereiche bewusst machen, 
insbesondere wenn es Unsicherheiten gibt. 

Falls es keinen Konsens gibt, sollte der offizielle Ratschlag die Mehrheits- und 
Minderheitspositionen enthaltenund die Unterschiede und Gründe dafür erläutern. 

Ratschläge sollen so ausgedrückt werden, daß sie von der Öffentlichkeit verstanden 
werden können. Papiere und Berichte sollen in leicht zugänglicher Sprache 
geschrieben sein, um sicherzustellen, daß alle Angelegenheiten für alle interessierten 
Kreise unabhängig von Fachwissen zugänglich sind. 

Die offiziellen Gutachten, die von solch unabhängig beratenden 
Sachverständigengremien zur Verfügung gestellt werden, sollen veröffentlichtwerden. 

1. Aufgabengebiet, Geltungsbereich und Zuständigkeiten der unabhängigen    
Sachverständigen und Beratungsgremien 

73. Das Folgende gilt sowohl für einzelne Fachberatende als auch für die in 
Beratungsgremien zusmmengeschlossenen Fachberatenden. 

Kirchenvertretende und Vertretungsorgane haben das Recht, den Aufgabenbereich 
und die Zuständigkeiten von Fachberatenden zu bestimmen. 

Fachberatende sollen Kirchenvertretenden die bestmögliche Auswertung relevanter 
Fakten bieten, mit einer Einschätzung des Grades der Unsicherheit und des Irrtums 
einer bestehenden Auswertung (einschließlich biblischer Auslegungen). 

Sofern sie nicht von Kirchenvertretenden darum gebeten werden, geben sie 
üblicherweise keinen Rat zu ethischen Überlegungen, die für ihre Beurteilung von 
Sachverhalten von Bedeutung sind. In den Fällen, in denen sie tatsächlich darum 
gebeten werden, sollen sie darüber Auskunft geben, welche Verfahrenoder 
Fachkenntnisse sie herangezogen haben, um zu ihren Schlußfolgerungen zu 
gelangen. 

Sachverständige sollen ihren Rat aufgrund des besten verfügbaren Beweismaterials 
zur Verfügung stellen, und sie haben eine Verantwortung, den beratenden 



Fachgremien oder den Kirchenvertretenden die volle Bandbreite der Meinungen 
innerhalb eines Fachgebietes bewusst zu machen. 

2. Verantwortlichkeiten von Kirchenvertretenden und Führungskräften der 
Kirche bei der Inanspruchnahme von Expertenrat 

74. Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche sollen den Rat von 
Sachverständigen bezüglich Tatsachenfragen – im Unterschied zu Wertfragen – als 
korrekt und die bestmögliche Annäherung an die Wahrheit behandeln. Die 
Beurteilung von Tatsachen schließt die Einschätzung des  Unsicherheitsgrades und 
des Irrtums einer bestehenden Auslegung (einschließlich biblischer Auslegungen) ein. 

Wo Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche Sachverständigenrat 
zurückweisen, sollen sie den Sachverständigen und der Öffentlichkeit schriftlich 
darlegen, welchen Teil des Rates sie ablehnen: wissenschaftlichen Rat zu Sachfragen 
oder andere Arten von Sachverständigenrat. Was den wissenschaftlichen Rat zu 
Sachfragen betrifft, so sollten Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche 
nur in Ausnahmesituationen die sachliche Bewertung der wissenschaftlichen 
Beweislage von einem Sachverständigengremium zurückweisen, und unter diesen 
Umständen sollten ihre Gründe deutlich dargelegt werden. 

Informiert durch die faktenbasierte Bewertung der Sachverständigen sollen 
Kirchenvertretende und Führungskräfte der Kirche Entscheidungen treffen auf  der 
Grundlage der Werte und Ziele des Kirchenbezirks, den sie vertreten. 



 

ABSCHNITT V. Sakramentale Macht /Macht aufgrund Ordination 

75. Die Ordinationsbefugnis ist die Vollmacht, die Sakramente zu feiern. Sie wird durch 
das Weihesakrament verliehen und als Dienst zum Aufbau der Kirche ausgeübt. 
Kirchliche Amtspersonen, die sie ausüben, werden ordinierte Amtspersonen genannt.   

76. Ordinierte Amtspersonen sollen in Übereinstimmung mit Art. 40 ausgewählt werden. 

77. Ordinierte Amtspersonen können ihre Ordinationsbefugnis und ihren 
sakramentalen Dienst nur in der bestimmten Gemeinschaft oder Kirche ausüben, die 
sie beauftragt hat. 

78. In Übereinstimmung mit Art. 39 sollen die ordentlich ordinierten Amtspersonen nur 
die Leitungsmacht und lehramtliche Macht ausüben, die zur Erfüllung ihrer 
sakramentalen Aufgaben unbedingt notwendig ist. 

79. OrdinierteAmtspersonen tragen die Hauptverantwortung für den Gottesdienst, für 
geistliche und sittliche Unterweisung und für die Umfänge von Seelsorge in der von 
ihnen betreuten Teilgemeinde oder Kirche, und zwar in Übereinstimmung mit den 
vom Pfarrgemeinderat festgelegten  Gesetzen und Richtlinien. Diese Verantwortung 
beinhaltet: 

a) Gottesdienst; 

b) Unterweisung in christlicher Tradition und Vermittlung von Spiritualitätund 
Sittenlehre; und 

c) Seelsorge, die mit Liebe und Wirksamkeit das christliche Erbe auf  Personen in 
besonderen Situationen anwendet. 

80. Ordinierte Amtspersonen haben sowohl ein Recht auf  als auch eine Verantwortung 
für eine sorgfältige Ausbildung und Fortsetzung ihrer Ausbildung während ihrer 
ganzen Amtszeit. 

81. Ordinierte Amtspersonen haben sowohl ein Recht auf  angemessene finanzielle 
Unterstützung für die Ausübung ihres Amtes als auch auf  die nötige Freiheit zur 
sorgfältigen Ausübung desselben. 



 

ABSCHNITT VI. Justizsystem 

82. Eine Kirche als Insititution hat das Recht, Disziplin durchzusetzen und Konflikte 
unter den Gläubigen zu klären. 

83. Eine Kirche soll über einen Mechanismus zur Durchsetzung und Verteidigung der 
Rechte und Pflichten der Gläubigen verfügen. 

84. Alle Mitglieder einer Kirche sind ihren Gesetzen unterworfen und vor ihnen gleich 
und haben ohne jede Diskriminierung.Anspruch auf  gleichen Schutz durch das 
Gesetz 

85. Alle Katholik:innen müssen in der Kirche gemäß mit Gerechtigkeit angewendetem 
Recht beurteilt werden, und Disziplinarverfahren müssen ein gerechtes, 
unparteiisches und ordnungsgemäßes Verfahren sicherstellen. 

Die Parteien, insbesondere der Angeklagte, haben das Recht auf  Kenntnisnahme, auf  
Anhörung, Beweise zu hinterfragen, auf  unvoreingenommene Anhörung, und 
gegebenenfalls auf  Berufung. 

86. Kirchliche Einrichtungen sind ebenfalls dem Recht unterworfen, soweit es das 
Kirchenrecht vorsieht. 

Die Rechtmäßigkeit und Verfassungsmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen 
oder Unterlassungen von Einzelpersonen oder Organen, welche gesetzgebende 
(legislative), vollziehende (exekutive) oder verwaltende (administrative) Macht 
innehaben, kann gerichtlich überprüft werden. 

87. Kirchliche Streitigkeiten können durch eine Vielzahl von formellen und informellen 
Mitteln, einschließlich Verwaltungsverfahrenerfahren, beigelegt werden. 

Die Gläubigen, insbesondere die Vertretenden, Führungskräfte und ordinierte 
Amtspersonen der Kirche müssen sich nach Kräften bemühen, ihre Streitigkeiten 
freundschaftlich, rechtsgemäß, gerecht und fair zu lösen, ohne zuallererst auf  
Kirchliche Gerichte und Gerichtshöfe zurückzugreifen. 

Ein förmliches Verfahren ist zwingend vorgeschrieben, wenn das Kirchenrecht oder 
das Zivilrecht diesverlangen. 

88. Alles Personal des kirchlichen Justizsystems soll angemessen ausgebildet und 
kompetent sein. 

Kirchliche Richtende sollen in Übereinstimmung mit Art. 40 ausgewählt werden. 

Auf  jeder Ebene kirchlichen Lebens oberhalb und einschließlich der Diözese ist zu 
empfehlen, daß Auswahl und Ernennung kirchlicher Richtender durch eine 
Kommission zur Ernennung von Richtenden erfolgt, die unabhängig von den 
gesetzgebenden (legislativen) und ausführenden (exekutiven) Zweigen der 
kirchlichen Leitung ist. 

Es ist empfehlenswert, daß eine solche Kommission zur Ernennung von Richtenden  



folgendes tun soll: 

 die Pflicht haben, freie Stellen allen, die wählbar sind, mitzuteilen, alle 
Kandidaten zu bewerten und sie auf  Basis von Verdiensten, Kompetenz und 
gutem Charakter auszuwählen. 

 Mitglieder mit rechtlichem Fachwissen  sowie mit einem breiteren Hintergrund 
einzubeziehen, die in einem offenen und transparenten Einstellungsverfahren 
ausgewählt werden, um sicherzustellen, daß die Kommissionen eine Spannweite 
an Wissen, Fachkenntnis und Unabhängigkeit haben. 

Alle Mitglieder solcher Kommissionen sollen ein gleiches beratendes Stimmrecht 
haben, um die bestmöglichen Kandidat:innen auszuwählen. Entscheidungen sollen 
nach Mehrheitswahlrecht getroffen werden. Niemand soll ein Vetorecht haben. 

89. In Übereinstimmung mit Art. 39 dürfen kirchliche Richtende nicht gleichzeitig 
gesetzgebende (legislative), vollziehende (exekutive), lehramtliche oder sakramentale 
Macht ausüben. 

90. Die Kirche soll ein System von Gerichtshöfen haben, die von den gesetzgebenden 
(legislativen) und ausführenden (exekutiven) Bereichen unabhängig sind,  mit 
Zuständigkeit für sämtliche Fälle (gerichtliche und außergerichtliche, strafrechtliche, 
zivilrechtliche, familienrechtliche und verwaltungsrechtliche, d.h. die Rechtmäßigkeit 
und Verfassungsmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen und Unterlassungen 
durch den rechtsprechenden (legislativen) Bereich oder den ausführenden 
(exekutiven) oder verwaltenden (administrativen) Bereich betreffend) der 
Gemeinschaft, der sie dienen. 

Solch ein System soll Gerichtshöfe auf  diözesaner, provinzieller (wenn angebracht), 
nationaler, internationaler und Weltebene haben, mit ausgewiesenen Gerichten erster 
Instanz sowie ausgewiesenen Berufungswegen. 

91. Die Kirche soll auch über ein System von Verwaltungs- und 
Verfassungsrgerichtshöfen haben, zur Anhörung von Fällen die die 

Rechtmäßigkeit oderVerfassungsmäßigkeitvon Entscheidungen, Handlungen und 
Unterlassungen durch die Rechtsprechung oder die Vollziehende Macht  (Exekutive) 
und die Verwaltung betreffen, einschließlich: 

 Fälle bezüglich jeglicher Frage, ob eine offizielle Entscheidung, Handlung oder 
Unterlassung durch Kirchenvertretende oder Führungskräfte der Kirche 
(einschließlich dem Papst/der Päpstin), entweder einzeln oder als Gruppe, 
ungesetzlich oder verfassungswidrig ist. 

 Fälle bezüglich jeder weiteren Frage, ob eine Funktion innerhalb der 
Zuständigkeit der Gesetzgebung der der vollziehenden Macht ausgeübt werden 
kann. 

 Fälle bezüglich jeglicher Frage zur Anwendung des Subsidiaritätsgrundsatzes, 
d.h. dazu, ob eine Funktion innerhalb der Zuständigkeit einer Teilkirche 
ausübbar ist oder ob sie in die Zuständigkeit einer höheren Ebene innerhalb der 
katholischen Gemeinschaft fällt. 



Solch ein System soll Gerichtshöfe auf   diözesaner, provinzieller (wenn angebracht), 
nationaler, internationaler und Weltebene haben, mit ausgewiesenen Gerichten erster 
Instanz sowie ausgewiesenen Berufungswegen. 

In Übereinstimmung mit Art. 54 sollen Verwaltungs- und Verfassungsgerichte bei 
ihren Urteilen die einschlägigen Entscheidungen durch der Gesetzgebung 
berücksichtigen bezüglich der Auslegung des Glaubensgutes und der Festlegung 
lehramtlicher Normen, der Grenzen zulässiger theologischer Auffassungen und 
welche Themen notwendig sind für die Aufrechterhaltung der Einheit und 
Zusammenarbeit in der gemeinsamen Sendung der Kirchen der katholischen 
Gemeinschaft. 

92. Auf  der Ebene der Weltkirche soll der Generalrat einen unabhängiges Oberstes 
Gericht einrichten – unbeschadet des Art. 39 und in Übereinstimmung mit Art 40 –, 
der als Letztinstanz für alle straf-, zivil- oder familienrechtliche Fälle dient, die ihm 
von unteren Gerichten oder vom Generalrat vorgelegt werden. 

Das Oberste Gericht soll außerdem die Zuständigkeit für verwaltungs- oder 
verfassungsrechtliche Angelegenheiten haben, die ihm von unteren Gerichten oder 
anderen zuständigen Behörden übertragen werden, einschließlich Fällen bezüglich 
jeglicher Frage, ob eine amtliche Entscheidung, Handlung oder Unterlassung durch 
Einzelpersonen oder Organen, die gesetzgebende oder vollziehende Gewalt ausüben 
(einschließlich des Papstes/der Päpstin), rechts- oder verfassungswidrig sind. 

Es soll keine rechtliche Berufungsmöglichkeit gegen Urteile des Obersten 
Gerichtshofs geben. 



 

ABSCHNITT VII. Finanzverwaltung 

93. Die Weltkirche und der Heilige Stuhl, die Teilkirchen, sowie jede andere juristische 
Person, des öffentlichen oder privaten Rechts, sind Subjekte, die gemäß der 
Rechtsnorm zeitliche Güter erwerben, behalten, verwalten und veräußern können. 

Das Eigentum an Gütern steht derjenigen juristischen Person zu, die sie rechtmäßig 
erworben hat. 

Alle zeitlichen Güter, die der Weltkirche, dem Heiligen Stuhl oder anderen 
öffentlichen juristischen Personen in der Kirche gehören, sind kirchliche Güter und 
werden durch die folgenden Artikel und ihre eigenen Statuten geregelt. 

94. Kirchen sollten diejenigen Anforderungen des Zivilrechts erfüllen, die für den 
Erwerb, den Besitz, die Verwaltung und die Veräußerung von kirchlichen Gütern 
zutreffen. 

Kirchliche Güter müssen genutzt werden zur Förderung des Auftrags einer Kirche   
und zum Nutzen, zur Verwendung und zum Gemeinwohl ihrer Mitglieder, von 
Generation zu Generation, in Übereinstimmung mit dem Recht dieser Kirche. 

Der Auftrag einer Kirche und ihr Gemeinwohl werden von ihrer repräsentativen 
gesetzgebenden Versammlung festgelegt. Repräsentative gesetzgebende 
Versammlungen sind die Verwalter kirchlicher Güter, welche sie treuhändisch für ihre 
Kirche verwalten. 

Repräsentative gesetzgebende Versammlungen handhaben die kirchlichen Güter der 
Kirchen, die sie vertreten, indem sie über ihre Zuweisung, ihre Prioritätensetzung, 
ihre Verwendung und ihre Beaufsichtigung entscheiden, einschließlich durch das 
Erlassen entsprechender Gesetze. 

Dabei müssen die repräsentativen gesetzgebenden Versammlungen  durch einen 
Finanzrat unterstützt werden, dessen Mitglieder aufgrund ihrer entsprechenden 
Fachkenntnisse, ihrer Integrität und ihrer Unabhängigkeit ausgewählt werden 
müssen. 

95. Ein Finanzrat bietet Beratung zurVerwaltung von Kirchengütern, und wie aus 
finanzieller Sicht die Ziele und Prioritätensetzungen umgesetzt werden können, die 
von der repräsentativen gesetzgebenden Versammlung festgelegt wurden. Er 
unterstützt bei: 

 Der Durchführung einer langfristigen Finanzplanung im Hinblick auf  die 
Finanzierung des  Betriebs- und Kapitalbedarfs der Kirche; 

 Der Entwicklung und Überwachung eines kirchlichen Haushaltsverfahrens, das 
zu einem jährlichen Kirchenhaushalt führt; 

 Eine finanzielle Analyse der aktuellen steuerlichen Statusberichte zu erstellen; 

 Der Sicherstellung der kirchlichen Investitionspolitik soweit vorhanden, die von 



den repräsentativen gesetzgebenden Versammlungen entwickelt wurde; 

 Die Kirche mit regelmäßigen (mindestens jährlichen) Berichten zur finanziellen 
Lage der Kirche zu versorgen; 

 Der Finanzrat muss alle über eine bestimmte Summe, die von der 
repräsentativen gesetzgebenden Versammlung unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage der Kirche festgelegt wird, hinausgehenden 
vorgeschlagenen kirchlichen Ausgaben prüfen und ihnen zustimmen, bevor die 
Ausgabe durch die zuständige Behörde genehmigt wird. 

Auch wenn der Finanzrat erhebliche Verantwortung für die Verwaltung der 
kirchlichen Finanzmittel hat, ist es nicht die Aufgabe des Finanzausschusses, 
Empfehlungen für Richtungsvorgaben, Prioritätensetzungen oder andere 
Programme abzugeben als die, die mit der ihm von den Kirchenvertretenden 
übertragenen Aufgabe der Finanzverwaltung zusammenhängen. 

Die Untersuchung von Beschwerden über finanzielle Misswirtschaft sollten durch 
ein unabhängiges Gremium durchgeführt werden mit einer Berufungsmöglichkeit 
bei einer geeigneten kirchlichen Stelle. 

96. Die christlichen Gläubigen müssen im Rahmen ihrer Möglichkeiten finanziell und 
anderweitig zu dem beitragen, was nötig ist, damit die Kirche ihre Arbeit ausüben 
kann. 

Die Verwendung von Einkommen durch Kollekten wird durch die repräsentative 
gesetzgebende Versammlung der jeweiligen Kirche festgelegt. Finanzielle Mittel 
müssen gemäß den Nutzungsbedingungen jedweder Spenden, durch die sie 
erworben wurden, verwendet werden. 

Eine Pfarrgemeinde hat eine Verpflichtung, finanziell und gemäß ihrer 
Möglichkeiten zu den Finanzen der Diözese beizutragen. 

Eine Diözese hat eine Verpflichtung im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu den 
Finanzen der Landes-, Regional oder Provinzialkirche beizutragen, um Aktivitäten 
finanziell zu unterstützen, die auf  diesen Ebenen durchgeführt werden. 

97. Eine Kirche soll die im Dienst Stehenden, gemäß ihren Bedürfnissen und 
Umständen unterstützen und fördern. 

Amtspersonen in Vollzeitdiensten haben einen rechtmäßigen Anspruch auf  ein 
Stipendiengeld oder eine sonstige Entlohnung, die aufgrund des von ihnen 
bekleideten Amtes oder einer anderen Stellung zu zahlen ist. 

Stipendienmittelkönnen auf  nationaler, regionaler, provinzieller, diözesaner oder 
anderer gesetzlich vorgesehener Ebene vorgehalten und verwaltet werden. 

Die Höhe der Stipendien kann von einer Versammlung auf  nationaler, regionaler, 
provinzieller, diözesaner oder Pfarreiebene wie gesetzlich vorgesehen festgelegt 
werden. 

Eine Kirche soll für die wiederkehrenden Ausgaben von Amtspersonen Vorsorge 
treffen. 



98. Eine kirchliche Organisation muss: 

 die gesetzlich vorgeschriebenen Finanzverfahren und -kontrollen einhalten; 

 eine Finanzbuchhaltung führen der zuständigen kirchlichen Versammlung 
einen jährlichen Bericht mit den überprüften Konten  vorlegen, damit diese 
Versammlung die Finanzverwaltung und finanziellen Angelegenheiten dieser 
Organisation überprüft. 

Niemand darf  einer kirchlichen Person oder einem kirchlichen Gremium, die / das 
von Rechts wegen berechtigt ist, kirchliches Eigentum zu betreten oder zu nutzen, 
den Zugang verwehren oder behindern. 

Treuhändische Verwaltung für Kirchliche Güter 

99. Kirchliche Güter werden treuhänderisch für eine Kirche gehalten und sollten nicht 
ohne gesetzlich vorgeschriebene Genehmigungen veräußert oder belastet werden. 

Kirchliche Güter werden von denjenigen Behörden innerhalb einer Kirche verwaltet, 
die als Treuhandpersonen  oder anderen Einrichtungen mit treuhändischem 
Charakternach dem Zivilrecht Rechtspersönlichkeit besitzen und nach dem 
Kirchenrecht zuständig sind 

Kirchliche Treuhandpersonen dürfen kirchliche Güter auf  die Art und Weise und in 
dem Ausmaß verkaufen, erwerben und tauschen, wie es das Gesetz zuläßt. 

Nationale, regionale, provinzielle, diözesane, pfarrgemeindliche und andere 
kirchliche Treuhandpersonen müssen ihre Funktionen unter der Anordnungund der 
Kontrolle der jeweiligen repräsentativen gesetzgebenden Versammlung ausüben. 

100. Kirchliche Treuhandpersonen und Verwaltende von kirchlichen Gütern: 

 Haben in der Beschäftigung von Arbeitnehmenden auch genauestens das 
Zivilrecht im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik zu beachten, gemäß den 
von der Kirche herausgegebenen Grundsätzen; 

 Haben Angestellten ein gerechtes und ordentliches  Gehalt zu zahlen, so daß 
diese angemessen für ihre eigenen Bedürfnisse und der von ihnen abhängigen 
Personen sorgen können. 

 Sind aufgrund ihres Amtes verpflichtet, der repräsentativen Versammlung einen 
jährlichen Bericht vorzulegen, welcher dem Finanzrat zur Überprüfung 
vorzulegen ist; jede andere Gewohnheit ist verworfen. 

 Gemäß den Normen, die von Partikularrecht festzulegen sind, müssen 
Verwaltende den Gläubigen Rechenschaft ablegen bezüglich der Güter, die der 
Kirche von den Gläubigen gespendet wurden. 

Investitionen 

101. Eine Kirche, die Geld investiert, sollte dies umsichtig tun, und in Unternehmungen 
investieren, die mit den ethischen Standards der Kirche vereinbar sind. 



Kirchliche Treuhandpersonen können die gesetzlich zugelassenen Finanzanlagen 
tätigen. 

Anlagebefugnisse, die Treuhandpersonen auf  allen kirchlichen Ebenen haben 
müssen unter der Leitung und der Kontrolle der zuständigen repräsentativen 
Versammlung ausgeübt werden. 

Treuhandpersonensind nicht persönlich haftbar für irgendeinen finanziellen Verlust, 
der sich  aufgrund einer Investitionergibt, es sei denn solch ein Verlust geschieht 
aufgrund ihrer eigenen vorsätzlichen Unterlassungoder schuldhaften Fahrlässigkeit. 



 

ABSCHNITT VIII. Schlussbestimmungen 

102. Die Kanones der Kirchenverfassung haben Gesetzeskraft für alle christlichen 
Gläubigen innerhalb der gesamten katholischen Kirche. 

103. Die Kanones dieser Kirchenverfassung haben Vorrang vor sämtlichen anderen 
Kirchlichen Gesetzen und auch vor sämtlichen weiteren Dekretenoder Regelungen, 
die von irgendeiner anderen kirchlichen Autorität erlassen wurden. Soweit andere 
kirchliche Gesetze – sowohl allgemeingültige als auchsolche für einen bestimmten 
Ritus der Kirche erlassenen, sowie Partikulargesetze, Dekrete oder Regulierungen 
jeglicher Art – mit den Kanones dieser Verfassung in Konflikt stehen, haben sie keine 
Gültigkeit. 

Allgemeine und besondere Gepflogenheiten, die  denVorschriften dieser Verfassung 
widersprechen, werden abgelehnt. 

Weitere Gesetze und Gepflogenheiten, die von irgendeiner Autorität erlassen oder 
genehmigt wurden, sowie Dekrete und Regulierungen jeglicher Art, sind gemäß den 
Vorschriften dieser Verfassung auszulegen und anzuwenden. 

104. Der oberste Gerichtshof  hat die Befugnis jedes Gesetz, jedes Dekret oder jede 
Regelung, die den Vorschriften dieser Verfassung widersprechen, auf  Antrag 
derjenigen, die sich durch sie belastet fühlen, aufzuheben. 

Jedes kirchliche Gericht und jeder Gerichtshof  kann und muss in den ihm 
anvertrauten besonderen Fällen , die Anwendung derjenigen Gesetzen, Dekrete oder 
Regulierungen ablehnen, die ies/er für unvereinbar mit den Bestimmungen dieser 
Verfassung hält. 

105. Diese Verfassung kann durch eine Zweidrittelmehrheit des Generalrats  und mit 
einer anschließenden Ratifizierung durch drei Viertel der nationalen Räte innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren nach der Verabschiedung der Änderung durch den 
Generalrat geändert werden. 


